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»Ein spannendes Buch über Zukunftsvisionen und eine 
Alternativgesellschaft.«
fairkehr

Wie lässt sich eine »Welt des Weniger« gestalten? Harald Welzer und Bernd Sommer präsentieren 
praxiserprobte Konzepte – von der Gemeinwohlökonomie bis zu den Transition Towns.

Bernd Sommer, Harald Welzer

Transformationsdesign
Wege in eine zukunftsfähige Moderne

oekom verlag, München
240 Seiten, Broschur, 12,95 Euro
ISBN: 978-3-86581-845-4
Im Handel ab dem: 20.02.2017
Auch als E-Book erhältlich

1 | 2017

GAIA1_2017_Umschlag_72S_4,5mm_lv  09.03.17  19:17  Seite 2



Warum sich die Klimaforschung mit harten
Machtverhältnissen beschäftigen muss

Reaktion auf L.Partzsch in GAIA 24/1(2015): Kein Wandel ohne Macht –
Nachhaltigkeitsforschung braucht ein mehrdimensionales Machtverständnis
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inem konfrontativen Machtbegriff, der vor allem die Stabili -
tät des bestehenden gesellschaftlichen und politischen Systems

betont, setzt Lena Partzsch in ihrem GAIA-Beitrag Kein Wandel
ohne Macht (Partzsch 2015) eine differenziertere Machtkonzep-
tion entgegen. Ziel ihrer idealtypischen Unterteilung in power
with (Überzeugen und Lernen), power to (Widerstand und Empo -
werment) und power over (Zwang und Manipulation) ist, die wis-
senschaftlichen Arbeiten zu Umweltfragen zu systematisieren.
Zudem will sie dazu beitragen, dass Machtasymmetrien (power
over) durch konsensu ale Formen der Machtausübung (power with,
power to) „nicht nur repro duziert, sondern auch überwunden wer-
den“ (Partzsch 2015, S. 55). Damit führt sie ein normativ gepräg -
tes Machtkonzept ein, aus dem sie ein grundsätzliches Potenzial
für Transformationsprozesse ableitet. 

Das kontrastiert mit ihrer einleitenden, ernüchternden Fest-
stellung, dass es um die Umweltpolitik und Nachhaltigkeit nicht
gut bestellt sei. „Obwohl der Handlungsbedarf unumstritten ist,
wurde in den letzten Jahrzehnten kein signifikanter gesellschaft-
licher und politischer Wandel erzielt“ (S. 48). Umso interessan-
ter ist, dass Partzsch die Verbindungen zwischen den idealtypi-
schen Unterscheidungen von Macht am Beispiel der Klimapolitik
und daraus abgeleitet „die Ermöglichung oder Verhinderung von
Wandel diskutieren will“ (S. 49). Hier setzt dieser Beitrag an, in
dem ich zunächst den vagen Machtbegriff um eine (gramsciani -
sche) Hegemonieperspektive ergänze. Es folgen Überlegungen
zur hard power (= power over) in der Klimapolitik, um zu zeigen,
wie facettenreich Machtkonstellationen sind. Schließlich argu -
men tiere ich, dass dem Klimawandel alleine mit soft power (=
power with) nicht beizukommen sein wird.

Macht, Herrschaft und Hegemonie

Nach Max Weber verfügt über Macht, wer seine einseitig definier -
ten Ziele durchsetzen kann, ohne sich äußeren Ansprüchen (et -
wa der öffentlichen Meinung oder der Wissenschaft) unterwerfen
oder diesen entgegenkommen zu müssen (Weber 1972). Dass

Macht nicht mehr ausschließlich mit Zwang, sondern mit sub-
tileren Verfahren und in Diskursen ausgeübt wird, ist hinläng-
lich bekannt (Bauriedl 2016). Schon das Narrativ des globalen Kli-
mawandels, das internationale Antworten erfordert, schafft ver-
meintliche Sachzwänge, auf die machtvoll reagiert wird. Darauf
verweist die Theorie der passiven Revolution von Antonio Grams-
ci: In einem offenen politischen Prozess greifen die herrschen-
den sozialen Gruppen oppositionelle und gegenhegemoniale For-
derungen und Meinungen auf und inkorporieren diese politisch
wie ideologisch (Gramsci 2012, S.101). So waren es zunächst wis-
senschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure, die Mitte der
1980er-Jahre auf den Klimawandel und die zerstörerische Produk -
tionsweise des fossil-nuklearen Energieregimes hinwiesen. Das
Thema wurde von staatlicher Seite aufgegriffen, die Maßnahmen
blieben aber weitgehend kosmetischer Art. Ein grundlegender
politischer Wandel zur nachhaltigen Lebens- und Wirtschafts-
weise wurde bis heute nicht eingeleitet.

Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft werden in Gramscis
Verständnis nicht als Gegensätze angesehen, sondern als eine
machtförmig verwobene Gemengelage. Staat und Zivilgesellschaft
bilden eine relative Einheit, in der auch ökonomische Widersprü -
che auftreten. Hegemonie gilt als das komplexe Ineinandergrei-
fen von Konsens und Zwang. Das Ziel der hegemonialen Grup-
pe ist vor allem, ihre partikularen Interessen zu universalisieren
und die beherrschten Gruppen konsensual in die eigene Strate -
gie einzubinden, nicht jedoch die für das Grundproblem verant -
wortlichen Herrschaftsverhältnisse zu beseitigen. Dem versuchen
Netzwerke der Klimagerechtigkeit (etwa 350.org) oder Anti-Koh-
le-Initiativen rund um den Globus etwas entgegenzusetzen –
wenn auch mit mäßigem Erfolg.

Why Climate Research Needs to Take a Closer Look at Hard Power Relations
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Stabilität beruhend auf Konsens

Aus einer macht- und hegemonietheoretischen Perspektive kann
das Pariser Klimaabkommen von 2015 demzufolge als Projekt der
Herrschenden auf der Suche nach Konsens verstanden werden,
das weite Teile der Zivilgesellschaft mittrugen (Bedall 2014). Mit
der Einigung der internationalen Staatengemeinschaft auf das
Ziel, die durchschnittliche Erderwärmung auf unter zwei Grad
zu beschränken – bei gleichzeitiger Beibehaltung eines neolibe -
ralen Wirtschaftsmodells – wurden bestehende Konflikte aber nur
verdeckt. Der Weg in eine Zukunft ohne fossile Energieträger wur-
de nur symbolisch geebnet. Ein Blick auf ein Vierteljahrhundert
zelebrierter Erfolge – von der UN-Rio-Konferenz (1992) über die
Klimarahmenkonvention (1994) oder das Kyoto-Protokoll (2005)
bis zum Paris-Abkommen (2015) – verdeutlicht vor dem Hinter-
grund realer Emissionsentwicklungen und sich zuspitzender Fol-
gen des Klimawandels, dass sich an den Herrschaftsverhältnissen,
die sich auf fossile Energien stützen, nichts verändert hat. Auch
die Akteure der Zivilgesellschaft müssen als Bestandteil des hege-
monialen Projekts angesehen werden: Ihre Rolle war die der Legi -
timationsressource (Brunnengräber et al. 2001, Dauvergne 2016). 

Die Artikel des Pariser Abkommens sind so vage formuliert,
dass es am Ende für die Vertragsstaaten keinen inhaltlichen Grund
gab, das Abkommen nicht zu unterzeichnen. Im gleichen Maße,
wie die Klimapolitik an instrumenteller Substanz einbüßt, schei-
nen die diskursiven Machtstrategien der Regierungen und der UN
an Bedeutung zu gewinnen. Die Auswertung der deutschen und
internationalen Presse in der Nachfolge der Pariser Klimakonfe -
renz bestätigt, dass das Zustandekommen des Abkommens zwar
von Staat und Zivilgesellschaft euphorisch gefeiert wurde; dass
aber nicht thematisiert wurde, mit welchen Politikinstrumenten
das anspruchsvolle Ziel erreicht werden soll. Die Berichterstat-
tung musste gehaltlos bleiben, weil im Abkommen weder kon-
krete Fahrpläne noch Maßnahmen genannt werden. Jede Regie-
 rung ist gehalten, alle fünf Jahre neue Selbstverpflichtungen (In -
tended Nationally Determined Contributions, INDC) zum Klima -
schutz einzureichen. Sanktionen sind nicht vorgesehen.

Auf nationaler Ebene setzt sich die Macht des Nichthandelnmüs-
sens fort. Der Klimaschutzplan 2050, der federführend im Umwelt -
ministerium ausgearbeitet wurde und Deutschlands Maßnahmen
festlegen soll, hätte schon im September 2016 im Kabinett verab -
schiedet werden sollen. Der Prozess geriet zum Fiasko und der
Plan wurde zwischen Umwelt-, Energie-, Verkehrs- und Landwirt-
schaftsministerium kleingearbeitet. Kurz vor der Klimakonferenz
in Marrakesch verständigte sich die schwarz-rote Regierung ge-
rade noch auf eine stark verwässerte Strategie. Das spiegelt reale
Entwicklungen wider. In Deutschland sind die Emissionen von
902 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten im Jahr 2014 auf 908
Millionen Tonnen 2015 angestiegen; dies in einem Land, das die
Energiewende feiert und einst als Vorreiter im Klimaschutz galt. 

Auch viele Klimaschutzpläne anderer Länder zeigen, dass Frei-
handel, Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und hohe Lebensstan-
dards mit Klimaschutz im Widerspruch stehen. Der Synthesere-
port1, den das UN-Klimasekretariat zu den INDC-Berichten er -

stellt hat, verdeutlicht: Mit den propagierten Maßnahmen ist das
2-Grad-Ziel nicht zu erreichen. Staatliche Politik orientiert sich
wesentlich am Zugang, der Kontrolle und der Ausbeutung von mi-
neralischen Rohstoffen, fossilen Energieträgern und agrarischen
Anbauflächen In diese Prozesse sind immer auch soziale(struktu -
relle)Machtbeziehungen eingeschrieben. Mit den Strategien der
In wertsetzung von Natur und deren Folgen gehen Gefahren für
Mensch und Gesundheit, Menschenrechtsverletzungen, Land -
ver treibungen und soziale Missstände einher, die als harte Macht -
 er fahrungen beschrieben werden können; in der Umwelt- und
Klimaforschung werden diese Machtasymmetrien aber – anders
als Partzsch suggeriert – kaum systematisch untersucht. 

Macht, Ausbeutung und Gewalt

Dies gilt, obwohl der Klimawandel eine gesellschaftliche Wirkungs-
tiefe erreicht hat, die lange schon mit den Kategorien Macht, Aus -
beutung und Gewalt erfasst wird. So verwies bereits Alexander
von Humboldt im Jahr 1800 darauf, dass die Menschen die Macht
haben, ihre Umwelt zu zerstören und dass dies katastrophale Fol-
gen haben könnte (Wulf 2015, S. 88). Seine Studien in Venezuela
belegten, dass Urwaldrodungen, Großplantagen und künstliche
Bewässerung Ökosysteme zerstören und das Klima ändern. Die
seinerzeit etablierten sozialen (kolonialen) Verhältnisse wirken
bis heute in den Strukturen der Weltwirtschaft fort. Neben den
produktiven Wirkungen von Macht (siehe hierzu auch Arendt
1981), die Partzsch ja mit Recht betont, müssen daher auch die
destruktiven (globalen) Machtbeziehungen berücksichtigt wer-
den. Doch hier bestehen, weil mit der nationalen, europäischen
und internationalen Klimapolitik stets große Hoffnungen verbun -
den werden, erhebliche forschungspraktische Blindstellen. 

Stephan Lessenich (2016) drückt es so aus: Wir würden nicht
über unsere Verhältnisse leben, sondern über die Verhältnisse an -
derer. Damit will er sagen, dass der Wohlstandskapitalismus nicht
zuletzt die globalen Ungleichheiten verschärft. Die „Externalisie -
rungsgesellschaft“ (Lessenich 2016), in der die einen im Reich-
tum und die anderen in Armut leben, ist eng mit dem Klimawan-
 del verknüpft. Während global die Vermögenden für die hohen
Emissio  nen verantwortlich sind, tragen vor allem die sozial Be -
nachteilig ten die Lasten der Naturveränderung (Dietz und Brun-
nengräber 2008). Hier zeigen sich nicht nur die strukturellen,
asymmetrischen Machtbeziehungen, die in den Weltwirtschafts-
beziehungen angelegt sind, sondern auch die soziale Dimensi -
on der Macht, weil der Überlegenheitsgesellschaft die Marginali -
sierten und Betroffenen gegenüberstehen. Die sozialen Kräfte, die
der „Klimagerechtigkeit“ entgegenwirken, sind also erheblich. 

Wie sehr Macht und Gewalt zusammenhängen, darauf ver-
weist Naomi Klein (2016): Macht, die sich allein aus gemeinsa-
mer Politik speise und ohne Gewalt auskomme, klinge zwar ver-
lockend, sei aber nur wenig realistisch. Die Förderung und Nut-

GAIA 26/1(2017): 13–15

1 http://unfccc.int/resource/docs/2016/cop22/eng/02.pdf
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zung der fossil-nuklearen Brennstoffe sowie die Ausbeutung von
Rohstoffen bedingt „Opferzonen“, die sich wie ein Schatten über
die Erde legen. Die Ausbeutung der Teersande von Alberta oder
die Ölförderung im Nigerdelta führen zu (gewaltsamen) Konflik -
ten. Diese treten auch bei Landnutzungsänderungen und land
grabbing auf, wenn etwa ein Waldgebiet zur CO2-Senke erklärt
und damit für die Nutzung durch die traditionelle Bevölkerung
gesperrt wird, oder wenn Energiepflanzen für Agrartreibstoffe
auf Flächen angebaut werden, die zuvor der Nahrungsmitteler-
zeugung dienten (Dietz et al. 2014). Die Rohstoffausbeutung, die
industrielle Landwirtschaft, die Strategien der Pharmakonzerne
und ein hohes Konsumniveau sind machtförmig verwoben (Klein
2014). Jene, die über Macht verfügen, können solche Zusammen -
hänge ignorieren. Alltagserfahrung werden Macht und Gewalt
für diejenigen, die in den „Opferzonen“ ausharren müssen.

Macht verhindert Klimagerechtigkeit

Würde das Pariser Abkommen ernstgenommen, wäre die Dekar -
bonisierung der Weltwirtschaft – der zügige Ausstieg aus Kohle,
Öl und Gas – die logische Konsequenz. Die zentrale Frage müss -
te sein, wie der globale Energiebedarf nachhaltig gestillt wird so-
wie welche Effizienz- und Suffizienzmaßnahmen umgesetzt wer-
den können, ohne neue Ungleichheiten zu schaffen. Der Wandel
zu einer nachhaltigen Entwicklung wurde aber weder in den In-
dustrieländern, die eine historische Schuld am Klimawandel ha-
ben, noch anderswo auf dem Globus in die Wege geleitet; im Ge -
genteil, er wurde durch stabile Herrschaftsverhältnisse und mit
Macht unterbunden. So wird weiter an der Kohleverstromung fest -
gehalten, obwohl deren negati ve gesundheitliche wie klimatische
Folgen bekannt sind. Gegen hegemoniale zivilgesellschaftli che
Akteure in den Anti-Kohle-Kampagnen haben mächtige Gegen-
spieler. Die Machtkonstellationen sind in ein fossiles Energiere -
gime eingeschrieben, das mit wirtschaftlichen wie politischen und
geostrategischen Interessen eng verknüpft ist. Deutlich wird, dass
Umweltpolitik nicht nur ein abgrenzbares Politikfeld, sondern
auf sehr konkrete Weise mehrdimensional ist. Das zeigt die be-
schriebene Verknüpfung der Umwelt- oder Klimapolitik mit Macht.

Die Facetten der Macht in der Klimapolitik legen nahe, sich
dem Machtbegriff empirisch, über konkrete soziale Verhältnisse
zu nähern. Schon Gerhard Göhler (2004, S. 245) fordert eine Neu-
strukturierung des Machtbegriffs (er spricht von transitiver und
intransitiver Macht). Lena Partzsch setzt hier an und will das For -
schungsfeld der Umweltpolitik besser systematisieren, wobei sie
davon ausgeht, dass hard power durch soft power überwunden wer-
den kann. Das mag partiell richtig sein. Doch in der Klimapoli tik
ist noch keine Dekarbonisierung großen Stils eingeleitet worden,
weil fossil-nukleare Energieregime Macht absichern. Um die In -
teressen, Beharrungskräfte und Hindernisse im Transformati -
ons prozess identifizieren zu können, sollten daher die Analysen
gerade im Bereich von power over vertieft werden.

Die Pfadabhängigkeiten des fossil-nuklearen Energieregimes
sind in die Gesellschaft insgesamt eingebettet – mit Konsequen-

zen für Menschen, die machtlos sind. Um sich daraus zu lösen
und eine Transformation zur Nachhaltigkeit einzuleiten, müs-
sen also Ungleichheiten in den sozialen Kräfteverhältnissen und
Machtbeziehungen aufgebrochen werden (Foucault 1977, S.113).
Sinnbild dafür sind die Kampagnen gegen Pipelines oder Beset -
zungen von Braunkohle-Tagebauten ebenso wie die zivilgesell-
schaftlichen und wissenschaftlichen Mobilisierungsprozesse
ge gen Klimaskeptiker, die durch Donald Trump neuen Auftrieb
erfahren. Allein auf Lernprozesse zu vertrauen oder auf Leader -
ship zu hoffen, genügt nicht – das haben 30 Jahre Klimapoli tik
gezeigt. Eine kritische Klimaforschung muss sich intensiver den
sozialen (harten) und strukturellen Machtbeziehungen widmen,
die der sozial-ökologischen Transformation im Weg stehen.

Für hilfreiche Hinweise danke ich Sybille Bauriedl und Philip Bedall.
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